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nhalt: 
Zur Codification des öſterreichiſchen Staats bürgerſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karminski. (Fortſetzung.) 
Mittheilungen aus der Praxis: 
Zum Begriffe der „öffentlichen Religionsübung“ (§ 303 St. G.). 
Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


ur Codiſication des öſterreichiſchen Staatsbürger 
ſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karminski. 
(Fortſetzung.) 
18. „Die Auswanderungsbewilligung bezw. die förmliche Eut⸗ 
laſſung aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande wird von den höheren 


Verwaltungsbehörden durch die Ausfertigung der Entlaſſungsurkunde 
ertheilt.“ 


Eigentliche Entlaſſungsurkunden, wie ſie hier geſchaffen werden, 
kennt das geltende Recht in Oeſterreich, ſtreng genommen, nicht. Indeß 
würde mit denſelben nicht erſt ein ganz neues Inſtitut in unſer 
Recht eingeführt werden, da es ſich hier vielmehr blos um Ausbildung 
einer in den Anſätzen ſchon beſtehenden Einrichtung handelt. Wir 
haben die Auswanderungsbewilligung und die Auswanderungs⸗ 
beſcheinigung, erſtere ſür Perſonen, deren Auswanderungsfreiheit 
durch die Wehrpflicht beſchränkt iſt, letztere für ſolche, bei denen dies 
nicht der Fall iſt. Erſtere iſt in der Vorſchrift des 8 54 Wehrgeſetzes 
bezw. der Novelle zu demſelben begründet und ſchon durch die Natur 
der in Art. 4, Al. 3 eit. gedachten Beſchränkung gegeben. Letztere 
dagegen wird ertheilt nach Maßgabe der oberſtbehördlichen Anordnungen. 
Mit den Erläſſen des Miniſteriums des Innern vom 3. Juni 1868, 
8. 7201, 5. September 1868, Z. 4131, M. J., 13. Mai 1877, 
3. 5954, 15. November 1881, Z. 7190, und 14. September 1883, 
8. 11.755, wurde die Form dieſer an Auswanderungswerber, deren 
Auswanderungsfreiheit nicht beſchränkt iſt, über Nachſuchen zu er⸗ 
theilenden Beſcheinigung dahin feſtgeſtellt, daß erklärt werde, „der be⸗ 
treffende Auswanderer ſei aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande aus⸗ 
geſchieden.“ Dieſe Beſcheinigungen haben, wie in einer Circularverordnung 
der ſchleſiſchen Landesregierung vom 10. Auguſt 1885, 3. 7738, richtig 
hervorgehoben iſt, im Allgemeinen nur die Bedeutung von Erklärungen 
über einen factiſch vorhandenen Rechtszuſtand, „welche mehr nur ſtatiſti⸗ 
ſchen (Evidenz⸗ und Zählungs⸗) Zwecken zu dienen haben und theil⸗ 
weiſe zugleich auch als Acte adminiſtrativer Rechtshilfe gegenüber den 


beſcheinigungen nach Inhalt der vorcitirten Miniſterialerläſſe in der 
That gedacht. Sie ſind nicht nothwendig zur rechtlichen Begründung des 
factiſchen Staatsbürgerſchaftsverluſtes durch die Auswanderung, welcher 
auch ohne jede Anzeige an die Behörde von dieſen Perſonen erfolgen 
kann 17). Etwas Anderes iſt dieſe Beſcheinigung, wenn ſie das Reſultat 
einer Auswanderungsbewilligung iſt, denn auch dieſe iſt laut Er⸗ 
laſſes des Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 3. Auguſt 1880, 
3. 2839/579 II, in derſelben Form auszuſtellen, was freilich in der 
Praxis oft nicht ſo geſchieht, indem in dieſen Fällen der Auswanderungs⸗ 
werber dahin verbeſchieden wird, daß ihm die Bewilligung zur Aus⸗ 
wanderung von dem Miniſterium für Landesvertheidigung ertheilt wurde. 
Nach Inhalt des bezogenen Erlaſſes dieſes Miniſteriums wäre die Be⸗ 
willigung jedoch nicht zu intimiren, ſondern nur in Conſequenz der⸗ 
ſelben und vielleicht mit Beziehung auf die miniſterielle Weiſung die 
Beſcheinigung auszuſtellen. 


Als formell rechtswirkende Urkunden ſind dieſe Entlaſſungsurkunden 
ſowohl von dem bezüglichen deutſchen Reichsgeſetze ($ 14) als auch von 
dem ungariſchen Geſetze (SS 21, 28, 29) erklärt. Nach dieſem Vor⸗ 
gange wäre dieſe Einrichtung auch bei uns auszubilden und hiemit zu 
präciſiren. Daß für die Auswanderungsbewilligung und für die Be⸗ 
ſcheinigung der nur von der Parteiwillkür abhängenden factiſchen Aus⸗ 
wanderung eine und dieſelbe Form der Beurkundung feſtgeſetzt iſt, ent⸗ 


15) Darin eben liegt die unbeſchränkte Auswanderungsfreiheit. Die recht⸗ 
liche Bekundung des animus non sedeundi eines auswandernden Oeſterreichers, 
deſſen Auswanderungsfreiheit nach Art. 4, Al. 3 St G. G. über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger nicht oder nicht mehr beſchränkt iſt, hat für dieſen 
unmittelbar den Verluſt der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft zur Folge. Erwirbt 
ein ſolcher Oeſterreicher eine fremde Heimatszuſtändigkeit, ſo erklärt er eben, daß 
er aufhören wolle, Oeſterreicher zu ſein. Es iſt demnach der von dem Reichs⸗ 
gerichte in dem ſchon bei P. 8, Seite 17 erwähnten Erkenntniſſe vom 14. Octo⸗ 
ber 1886, Z. 178 (Hye, Nr. 306) ausgeſprochene Rechtsſatz: „Das öſter⸗ 
reichiſche Staatsbürgerrecht geht durch die Erwerbung der Hei« 
matszuſtändigkeit in einer ungariſchen Gemeinde nicht verloren“ 
in dieſer Allgemeinheit vom Standpunkte des geltenden Rechtes abſolut unrichtig. 
Die Begründung desſelben mit dem Hinweiſe, daß das Geſetz vom 3. December 
1863, R. G. Bl. Nr. 105, „über die Zuſtändigkeit und das Heimatsrecht“ 
keine Vorſchriften über den Erwerb und Verluſt des Staatsbürgerrechtes enthalte 
und nach ſeiner Aufgabe ſolche auch nicht enthalten könne, iſt ganz unſtichhältig. 
Nach § 2, Al.! des Heimatsgeſetzes können nur öſterreichiſche Staatsbürger in 
einer (öſterreichiſchen) Gemeinde das Heimatsrecht beſitzen. Nach Al. 2 desſelben 
Paragraphen ſoll jeder öſterreichiſche Staatsbürger ein ſolches Heimatsrecht beſitzen, 
aber er darf — wie der Schlußſatz dieſer Alinea ausdrücklich hervorhebt 
dieſes Heimatsrecht nur in einer Gemeinde beſitzen. Hat nun ein Oeſterreicher, 
wie im vorliegenden Falle erwieſen war, ein außeröſterreichiſches Heimatsrecht 
(Zuſtändigkeit) erworben, ſo folgt daraus, daß dieſes zweite Heimatsrecht entweder 
ungiltig iſt oder daß dieſer Oeſterreicher aufgehört hat, Oeſterreicher zu ſein, nie 
aber der Satz, der in dem bezogenen Reichsgerichtserkenntniſſe vertreten erſcheint. 
Wenn auch das Heimatsgeſetz keine Normen über das Staatsbürgerrecht ſpeciell 
enthält, ſo iſt das in demſelben geregelte Heimatsrecht, wie ſchon bei P. 4 (S. 10) 
gegen Kirchſtetter bemerkt werden mußte, doch ein dem Staatsbürgerrechte 
paralleles öffentliches Recht und daher auch für die Beurtheilung der Staats⸗ 


fremdländiſchen Verwaltungen erſcheinen.“ So find dieſe Auswanderungs⸗ bürgerſchaft in conereten Fällen von rechtlicher Bedeutung. 


Spricht ebenſo dem nach dem vorſtehend angeführten Miniſterialerlaſſe 
geltenden Rechte, als es mit dem deutſchen Vorbilde übereinſtimmt. 
Was bei P. 9 bezüglich der Ausſolgung der Verleihungsurkunden an 
die Parteien bemerkt wurde, gilt auch bezüglich der Entlaſſungsurkunde, 
welche entgegen der beſteheuden Intimationspraxis — in der 
Originalausfertigung der Partei zu behändigen wäre. 


19. „Ueber Nachſuchen kann die Erfolgung der Entlaſſungsurkunde 
an eine Perſon, deren Auswanderungsfreiheit durch die Wehrpflicht nicht 
oder nicht mehr beſchräukt iſt, nicht verweigert werden, wenn fie die volle 
Handlungs⸗ und Rechtsfähigkeit beſitzt, es ſei denn, daß der Mangel 
derſelben durch die Zuſtimmung ihres Vaters, Vormundes oder Cura⸗ 
tors rechtswirkſam ergänzt wird. 

„Steht dieſelbe jedoch im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes in ſtraf⸗ 
gerichtlicher Unterſuchung oder iſt gegen dieſelbe ebenda ein ſtrafgericht⸗ 
liches Urtheil ergangen und noch nicht vollzogen, ſo iſt mit der Aus⸗ 
händigung der Entlaſſungsurkunde erſt nach der rechtskräftigen Beendi⸗ 
gung dieſer Unterſuchung bezw. nach Vollſtreckung des ſtrafgerichtlichen 
Urtheiles vorzugehen.“ 


Al. I entſpricht nur der poſitiven Seite des mehrberufenen Art. 4, 
Al. 3 St. G. G. vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142. Aller⸗ 
dings liegt ihr auch der Gedanke zu Grunde, daß jeder auswandernde 
Staatsangehörige, auch wenn die Auswanderung nur von ſeinem eigenen 
Willen abhängt, um dieſe Entlaſſungsurkunde einſchreiten ſolle. Hiedurch 
erhält dieſe, gleichwie im deutſchen (SS 13: 1 und 14 bezw. 15, Al. 1) 
und im ungariſchen Geſetze (§§8 21, 28, 29), einen gewiſſermaßen 
obligatoriſchen Charakter, welchen ſie bei uns wohl nicht rechtlich aber 
praktiſch dadurch ſchon derzeit beſitzt, daß die meiſten ſremden Staaten 
dieſelbe fordern. Hiedurch gewann die Auswanderungsbeſcheinigung die 
Bedeutung eines Actes adminiſtrativer Rechtshilfe im Verkehre mit 
fremden Staaten. Gegenüber Staaten, welche die Auswanderungs⸗ 
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In einem ſpeciellen Falle (Entſcheidung vom 24. Juni 1880, 
3. 9023) hat das Minifterium für Landesvertheidigung daran feſt⸗ 
gehalten, daß zur rechtswirkſamen Erklärung des Auswanderungs⸗ 
entſchluſſes ſeitens eines unter der väterlichen Gewalt ſtehenden Minder⸗ 
jährigen nebſt der Zuſtimmung des ehelichen Vaters auch die Ein⸗ 
willigung des Vormundſchaftsgerichtes erforderlich ſei. Das Reichsgericht, 
dem dieſer Fall zur Cognition vorlag, hat nur in formali, u. zw. 
dahin entſchieden, daß zur Entſcheidung hierüber ausſchließend die 
ordentlichen Gerichte competent ſeien. (Erkeuntniß vom 21. October 
1880, 3. 197, Hye, V, Nr. 228.) In der Sache ſelbſt könnten wir 
der oben angeführten miniſteriellen Rechtsauſchauung vom Standpunkte 
des geltenden Rechtes nicht beiſtimmen. In dem vorliegenden Falle hätte 
die Zuſtimmung des ehelichen Vaters zu genügen. Nur wenn der Vater 
zur Vertretung unfähig iſt und bei Minderjährigen unehelicher Geburt 
| wäre nach Analogie der privatrechtlichen Behandlung (88 49 und 50 
a. b. G. B.) noch überdies die Einwilligung des Vormundſchaftsgerichtes 
erforderlich. Durch die vorſtehende Formulirung iſt dem Zweifel über 
dieſen Punkt vorgebeugt. Auf die allenfalls erforderliche pflegſchafts⸗ 
behördliche Genehmhaltung eines Rechtsactes des beſtellten Machthabers 
iſt übrigens in der vorſtehenden Formulirung durch das Wort „rechts⸗ 
wirkſam“ Bedacht genommen. Auf den Ehemann iſt hier nicht Be⸗ 
dacht zu nehmen, da die mit dieſem in ehelicher Gemeinſchaft lebende 
Ehefrau der Staatsbürgerſchaft ihres Ehegatten vorbehaltlos und in allen 
Fallen zu folgen hat s). Die geſchiedene Ehegattin dagegen ſteht nach 
öſterreichiſchem Rechte nicht mehr unter der ehemännlichen Gewalt ihres 
geſchiedenen Ehegatten und kann daher ſelbſtſtändig auswandern, ohne 
hiezu, ſofern fie überhaupt dispoſitionsfähig iſt, der Zuſtimmung desſelben 
irgendwie zu bedürfen. Anders bekanntlich, wie oben erörtert wurde, im 
franzöfiſchen Rechte. Das deutſche Reichsgeſetz ſtellt dieſe Forderung für 
die Ertheilung der Entlaſſung auf Antrag nicht ausdrücklich auf; das 
ungariſhe Geſetz hat in § 24:1 eine der vorſtehenden Formulirung 
| 


analoge Beſtimmung. 
Al. 2 empfiehlt fich nach dem Vorgauge des $ 24: 3 des unga⸗ 


beſcheinigung (Eutlaſſungsurkunde) weder fordern noch ertheilen, verliert riſchen G. A. L: 1879 im Intereſſe der Strafrechtspflege und iſt ins⸗ 
fie allerdings dieſen Charakter, aber fie behält ihren ſtatiſtiſchen Werth beſondere auch im Hinblicke auf den gegenwärtigen Stand des inter⸗ 
für den fie ausſtellenden Staat ſelbſt, welcher Werth bedeutend genug nationalen Auslieferungsrechtes von praktiſcher Bedeutung. Siehe Lam⸗ 


iſt, um das Einſchreiten um dieſelbe innerhalb der durch den ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Grundſatz der Auswanderungsfreiheit gegebenen Grenzen 
gewiſſermaßen obligatoriſch zu machen. Für den Entlaſſenen hat dieſe 
Entlaſſungsurkunde, auch wenn er ihrer zur Erwerbung der fremden 
Staatsangehörigkeit nicht bedarf, den allgemeinen Werth jeder Be⸗ 
urkundung des Perſonenſtandes. Dies iſt auch die Anſchauung des 
Miniſteriums des Innern in dem anläßlich eines ſpeciellen Falles an 
die n. 5. Statthalterei ergangenen Erlaſſe vom 19. März 1868, 
Z. 1088 („Zeitſchrift für Verwaltung“ 1868, Nr. 20, S. 78), dem⸗ 
gemäß in der Ertheilung der „Bewilligung“ zur Auswanderung („Be⸗ 
willigung“ hier offenbar nur in dem Sinne der Entlaſſungsbeſcheinigung) 
eine Beſchränkung der dem Oeſterreicher ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſteten 
Freiheit der Auswanderung nicht gefunden werden könne, es für die 
Auswandernden „aber ſehr werthvoll, ja nothwendig ſein mag, 
die erfolgte Entlaſſung aus dem Staatsverbande zu er⸗ 
weiſen“. Darüber, daß dieſe obligatoriſche Forderung der Entlaſſungs⸗ 
urkunde in allen Auswanderungsfällen mit dem Grundſatze der Aus⸗ 
wanderungsfreiheit nicht im Widerſpruche ſtehe, vgl. die Erörterungen 
zu P. 17 (S. 28). 

Der — dem P. 8 a) correſpondirende — Schlußſatz dieſer Alinea 1 
entſpricht dem nach $ 3 a) des Auswanderungspatentes vom 24. März 
1832 geltenden Rechte und iſt in ſeiner Begründung ſelbſtredend. 
Siehe hierüber Jaeger, Ueber die Freiheit der Auswanderung („Zeit⸗ 
ſchrift ſür Verwaltung“ 1868, Nr. 25, S. 99). 

Die Ergänzung der Dispoſitionsfähigkeit erfolgt durch die Er⸗ 
theilung des Conſenſes bezw. das Eintreten der Auctorität der geſetzlich 
berufenen Machthaber. Außer dem Ehemanne als Träger der ehe⸗ 
männlichen Gewalt und Machthaber ſeiner mit ihm in ehelicher Ge⸗ 
meinſchaft lebenden Ehegattin kennt unſer Privatrecht nur die vor⸗ 
ſtehend, wie im P. 8 a), bezeichneten Machthaber, neben oder über 
denen die betreffenden (gerichtlichen) Pflegſchaftsbehörden in dem Sinne 
ſtehen, daß die Zuſtimmung der letzteren zu den von den bezeichneten 
Machthabern vorgenommenen Rechtsacten in gewiſſen Fällen Bedingung 
ihrer Rechtswirkſamkeit iſt. 


maſch, Auslieferungspflicht und Aſylrecht, S. 376. 


Daß dem Vorbilde des § 24: 2 des ungariſchen G. A. L: 1879, 
welcher die Entlaſſung an die Bedingung knüpft, daß der Auswanderungs⸗ 
werber mit keiner Steuer im Rückſtande iſt, hier nicht gefolgt wurde, 
erſcheint im Hinblicke auf Art. 4, Al. 3 des ofteitirten Staatsgrund⸗ 
geſetzes, welcher die Auswanderungsfreiheit von Staats wegen nur 
durch die Wehrpflicht beſchränkt, begründet. Das deutſche Geſetz hat 
übrigens gleichfalls eine ſolche Beſtimmung nicht aufgenommen. 


(Fortſetzung folgt.) 


18) Die von Bluntſchli in dem Gutachten zu dem Proceſſe Bauffremont⸗ 
Bibesco S. 23 aus der — unſerer Formulirung in P. 8 a) und P. 19, Al. 1 
(Schlußſatz) analogen — Styliſirung des 8 8:1 d. R. G. gezogene Schluß⸗ 
; folgerung, daß nur jene Beſchränkung der Dispoſitionsfähigkeit hier zu berück⸗ 
ſichtigen ſei, welche durch die in § 8:1 cit ausdrücklich bezeichneten Macht⸗ 
haber: Vater, Vormund, Curator ergänzt werden könne, daß ſomit die Beſchrän⸗ 
kung der Dispoſitionsfähigkeit der ſeparirten Franzöſin nach 8 8 1 eit. irrelevant 
wäre, weil dieſer 8 8:1 des Ehemannes überhaupt nicht gedenkt, iſt ganz unzu⸗ 
treffend. Zuvörderſt iſt dem gegenüber darauf hinzuweiſen, daß die Bezeichnungen: 
Vormund, Curator im 8 8:1 keineswegs ſtrenge im techniſchen Sinne des 
deutſchen Rechtes, ſondern vielmehr — gewiſſermaßen nur demonſtrativ — in 
dem allgemeinen Sinne für Machthaber gebraucht ſind. Sind doch auch die 
Pflegſchaftsbehörden, deren Zuſtimmung in gewiſſen Fällen erſt den Mangel der 
Dispoſitionsfähigkeit ergänzt, nicht namentlich erwähnt. Ueberhaupt erhellt aus 
der ganzen Natur dieſer Beſtimmung, daß mit der erörterten Aufzählung über⸗ 
haupt nur die nach dem jeweiligen fremden Rechte vorgeſchriebene Ergänzung 
der Dispoſitionsſähigkeit erforderlich ſei. Es war alſo des geſchiedenen Ehemannes 
nicht beſonders zu erwähnen. Wohin käme dieſe Beſtimmung, wollten in der⸗ 
ſelben alle in jedem einzelnen fremden Rechte vorgeſehenen Machthaber zur Er⸗ 
gänzung der Dispoſitionsfähigkeit namentlich bezeichnet werden. Des Ehemannes 
überhaupt war in 8 8:1 eit. aus den oben im Texte angeführten Gründen 
nicht zu gedenken, da eine ſolche Beſtimmung eben überflüffig wäre. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe der „öffentlichen Neligionsübung“ (§ 303 St. G.). 


Um dem im Pfarrſprengel umſichgreifenden Spiritismus energiſch 
entgegenzuwirken, verlegte der Pfarrer Vincenz K. für den 14. Sep⸗ 
tember 1884 die Abhaltung der Chriſtenlehre in die Wohnung der Ehe⸗ 
leute Anton und Veronica S., welche als eifrige Bekenner ſpiritiſtiſcher 
Lehren bekannt waren. Dieſe Verfügung verkündete er der Kirchengemeinde 
von der Kauzel herab. Mit dem prieſterlichen Gewande angethan, begab 
er ſich zur feſtgeſetzten Stunde in der That auch in die erwähnte Privat⸗ 
wohnung, wohin auf feine Verwendung auch einzelnen anderen Perſonen 
der Zutritt geſtattet wurde. Hier kam Pfarrer Vincenz K. im Verlaufe 
ſeiner Ausführungen, welche vor einem zwiſchen brennenden Kerzen auf⸗ 
geſtellten Crucifix ſtattfanden, auf den Spiritismus zu ſprechen und 
ſuchte unter Zulaſſung von Einwürfen und Fragen deſſen Nichtigkeit und 
Verwerflichkeit nachzuweiſen. Als er hiebei erklärte, daß die Spiritiſten 
Sünder ſeien, die er weder als Tauf⸗ noch als Trauungszeugen zulaſſen 
und welchen er auch die Beerdigung auf dem Friedhofe verſagen werde, 
erhob ſich Veronica S. mit vor Erregung verzerrten Geſichtszügen und 
rief ihm zu: „Gelobt ſei Jeſus Chriſtus! Du Prieſter kommſt her, uns 
zu ſtören; der liebe Gott hat uns beſtimmt, die Schäflein zu ſammeln, 
und Du willſt ſie uns abwendig machen!“ Wegen dieſes Verhaltens, 
das unter den Anweſenden je nach ihrem Standpunkte Aeußerungen 
theils der Zuſtimmung, theils des Widerſpruches und der Mißbilligung 
hervorrief, wurde Veronica S. mit Urtheil des Kreisgerichtes zu Jicin 
vom 19. März 1885, 3. 1301, des im § 303 St. G. vorgeſehenen 
Vergehens ſchuldig erkannt. Der k. k. Caſſationshof dagegen, an welchen 
die Angelegenheit zufolge der Nichtigkeitsbeſchwerde der Veronica S. 
gelangte, vernichtete mit Entſcheidung vom 23. Juli 1885, 3. 4420, 
das Strafurtheil und ſprach die Angeklagte frei. — Gründe: 


. Im $ 303 St. G. wird erfordert, daß die incriminirte 
Handlung während einer „Religionsübung“ vorgenommen werde. Wenn 
nun auch das Geſetz dem Acte der Gottesverehrung, der mitunter, 
wie bei der Predigt, auch didaktiſche Tendenzen hat, ſeinen Schutz 
leihen wollte, ſo würde es doch deſſen Geiſte, ja auch ſeinem Wort⸗ 
laute widerſtreiten, jene Art des Religionsunterrichtes darunter zu 
begreifen, der in der bloßen Beſprechung von Fragen, die, wenn 
auch nicht ausſchließlich, religiöſe Intereſſen berühren, feinen Gegenſtand 
findet. 


Im gegenwärtigen Falle ſuchte der Seelſorger die Zuhörer von 
der Nichtigkeit des Spiritismus und des Glaubens au einen unmittel⸗ 
baren Verkehr der Geiſterwelt mit den Sinnesweſen zu überzeugen. 
Es wurden, wie Pfarrer Vincenz K. angab, von Einzelnen Aeußerungen 
und Gegenäußerungen abgegeben, es fand eine Debatte ſtatt, es kann 
daher die vom Seelſorger ertheilte Belehrung, wenn ſie auch mit dem 
religibſen Gebiete zuſammenhing, als Ausübung der Religion nicht 
angeſehen werden. Der Umſtand, daß der Seelſorger, mit dem Ornate 
angethan, vor dem Crucifix mit brennenden Kerzen ſprach, ändert nicht 
die Art und Weiſe, den Inhalt der Handlung. Im Hinblicke auf die 
Umſtände des gegenwärtigen Falles war daher der Caſſationshof nicht 
in der Lage, der Anſicht, daß eine Religionsübung ſtattfand, beizu⸗ 
pflichten. Aber auch das Moment der „Oeffentlichkeit“ kann dieſer Be⸗ 
ſprechung nicht zuerkannt werden, wenn erwogen wird, daß dieſelbe in 
einer privaten Wohnung, ja ſogar in der Wohnung von Eheleuten 
ſtattfand, welche, wie bekannt, der Richtung, die bekämpft werden ſollte, 
angehörten, von deren Seite daher ein exclufives Verhalten gegenüber 
dem Gegenſtande der Eonferenz, da ja der Geiſtliche kirchliche Maßregeln 
gegen die Spiritiſten in Ausſicht ſtellte, nicht überraſchen konnte; wenn 
ſerner erwogen wird, daß Anton S. erſt über Zureden des Seelſorgers 
ſich herbeiließ, einzelnen Perſonen Zutritt zu gewähren. Daß die 
Verſammlung früher in der Kirche angekündigt wurde, kann ihr den 
Charakter der Oeffentlichkeit nicht verleihen, ſobald keine Verpflich⸗ 
tung des Eigenthümers der Wohnung feſtſtand, freien Zutritt zu 
gewähren. 
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und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 

gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 
Nr. 39. Ausgeg. am 8. April. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Waſylkowee. H. M. Z. 10.834. 29. März. — Poſtdampfſchiffverbindung von 
England nach Neu⸗Fundland. H. M. Z. 10.708. 31. März. — Höchſtbetrag 
der Nachnahmen im Verkehre mit Dänemark. H. M. Z. 11.928. 31. März. — 
Errichtung eines Poſtamtes in St. Ruprecht bei Villach. H. M. Z. 9500. 
2. April. 

Nr. 40. Ausgeg. am 14. April. — Erhöhung der Taxen und Vergütungs⸗ 
ſätze für Poſtpackete nach den franzöſiſchen Colonien. H. M. Z. 11.693. 31. März. 
— Poſtdampfſchiffverbindung zwiſchen Liverpool und der Weſtküſte von Afrika. 
H. M. Z. 11.946. 2. April. — Wiedereröffnung des Poſtanweiſungsverkehres 
mit Bulgarien. H. M. Z. 11.616. 3. April. 

Nr. 41. Ausgeg. am 19. April. — Aenderung des Briefpoſttarifes. 
H. M. Z. 13.101. 8. April. — Ermächtigung des k. k. Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
amtes in Arco zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. 
und vou Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 10.124. 3 April. — Auflaſſung 
der Poſtſtationen in Frysztak, Czudec und Strzyzow in Galizien. H. M. Z. 7947. 
8. April. Zuläſſigkeit von Poſtpacketen (Colis postaux) mit Nachnahme nach 
und aus Belgien, Dänemark, Luxemburg, den Niederlanden, Norwegen und 
Schweden. H. M. Z. 13.436. 11. April. 

Nr. 42. Ausgeg. am 20. April. — Aenderung des Poſtauftragsverfahrens 
in Oeſterreich⸗Ungarn und dem Occupationsgebiete, ſowie im Wechſelverkehre mit 
Deutſchland und Einführung der Poſtaufträge im Verkehre mit Belgien, Egypten, 
Frankreich, Italien, Luxemburg, Rumänien und der Schweiz. H. M. Z. 13.609. 
17. April. 

Nr. 43. Ausgeg, am 23 April. — Berichtigung der Tabellen zur Um⸗ 
rechnung von Poſtanweiſungen. H. M. Z. 12.341. 7. April. Errichtung eines 
Poſtamtes in Sinköw. H. M. Z. 11.160. 8. April. — Errichtung eines Poſt⸗ 
amtes in Pfarr⸗Werfen. H M. Z. 12.202. 8. April. — Ermächtigung des 
Poſt⸗ und Telegraphenamtes in Huſiatyn zur Vermittlung von Poſtanweiſungen 
über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 12.641. 
10. April. — Ermächtigung des k. k. Poſtamtes Saybuſch zum telegraphifchen 
Anweiſungsverkehre mit dem Auslande. H. M. Z. 13.511. 10. April. — 
Errichtung von königl. ungariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 13.504. 10. April. 
— Einſchärfung der Unzuläſſigkeit von Collectivbegleitadreſſen zu Poſtpacketen 
nach Italien. H. M. Z. 13.331. 11. April. 

Nr. 44. Ausgeg. am 24. April. — Errichtung eines Poſtamtes in Roppen. 
H. M. 3. 12.960. 15. April. 

Nr. 45. Ausgeg. am 25. April. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Oſtröw bei Sokal. H. M. Z. 7471. 15. April. — Aenderungen im Telegraphen⸗ 
tarife. H. M. Z. 12.723. 15. April. 

Nr. 46. Ausgeg. am 29. April. 
„Schweden“. H. M. Z. 13.619. 15. April. — 
Oporzec. H. M. Z. 12.647. 17. April. — Zuläffigkeit von Auszahlungs⸗ 
beſtätigungen für Poſtanweiſungen im Verkehre mit Deutſchland. H. M. 
3. 14.855. 23. April. — Errichtung von Poſtämtern zu Breth und Ronzina. 
H. M. Z 13 503. 17. April. — Ausnahmsweiſe Giltigkeit der Poſtauftrags⸗ 
formularien der älteren Auflage. H. M Z. 13.609. 21. April. 

Nr. 47. Ausgeg. am 30. April. — Einführung des Poſtanweiſungs⸗ 
verkehres zwiſchen Defterreich-Ungarn und Schweden. H. M. 3 15.550. 
29. April. — Rücknahme von Eorrejpondenzen oder Abänderung ihrer Adreſſen 
im Verkehre mit Uruguay. H. M. Z. 12.135. 20. April. — Rücknahme von 
Correſpondenzen, bezw. Abänderung ihrer Adreſſen im Verkehre mit Chili und 
Guatemala. H. M. Z. 14.578. 21. April. — Einſchärfung der im Poſtverkehre 
nach und ans dem Occupationsgebiete geltenden Beſtimmungen. H. M. Z. 8326. 
23. April. 

Nr. 48. Ausgeg. am 4. Mai. — Abdruck von Nr. 67 R. G. Bl. 

Nr. 49. Ausgeg. am 6. Mai. — Errichtung eines Poſtamtes in Weißen⸗ 
bach an der Enns. H. M. Z. 14.169. 29. April. — Errichtung eines Poſt⸗ 
amtes in Kre. H. M. Z. 14.373. 29. April. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Heilenſtein. H. M. Z. 14.609. 29. April. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 12 
zum Berner Verzeichniſſe der Telegraphenbureaux. H. M. Z. 13.035. 23. April. 

Nr. 50. Ausgeg. am 8. Mai. — Verbot der Zeitung „La Democrazia“. 
H. M. 3. 16.443. 5. Mai. — Ergänzung des Briefpoſttarifes. H. M. Z. 16.355. 
3. Mai. — Errichtung eines Poſtamtes in Huſſowitz. H. M. Z. 15.428. 1. Mai. 
— Errichtung eines Poſtamtes in Wurzelsdorf. H. M. Z. 14.852. 1. Mai. — 


| Poſt⸗ 


Aenderung im Fahrpoſttarife 
Errichtung eines Poſtamtes in 


* — 


Ermächtigung der königl. ungariſchen Aerarial⸗Poſtämter in Bonyhäd und! Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den mit Titel und Charakter 
O-⸗Becse zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. und von eines Viceſecretärs bekleideten Hofconcipiſten Heinrich Ehrenberger zum 
5 5 ; Viceſecretär und den Conceptsprakticanten Dr. Heinrich Rauchberg zum 
Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 16.105. 2. Mai. Hofconcipiſten der k. k. ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion in Wien ernannt. 
Nr. 51. Ausgeg. am 11. Mai. — Ermächtigung des k. k. Poſtamtes Der Statthalter in Niederöfterreich hat den Statthaltereiofficial Ferdinand 
Huſiatyn zum telegraphiſchen Anweiſungsverkehre mit dem Auslande. H. M. Baumgärtner zum Hilfsämter⸗Directionsadjuncten bei der niederöſterreichiſchen 
3. 15.671. 27. April. Statthalterei ernannt. 


Nr. 52. Ausgeg. am 14. Mai. — Errichtung eines Poſtamtes in Bar⸗ Erledi gungen 


winek. H. M. 2. 15.109. 1. Mai. — Ermächtigung des k. Poſtamtes in Officialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen 
Judenburg zum telegraphiſchen Poſtanweiſungsverkehre mit dem Auslande. H. M. Statthalterei, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 37.) 


3. 15.940. 3. Mai. — Aenderungen im Telegraphentarife. H. M. 8. 15.683. Bezirksſeeretärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei den politiſchen 
7. Mai. 1 in nen bis ar nen 70 850 a ; 
h I Allg wei Kanzliſtenſtellen in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. nieder⸗ 
Nr. 53. Ausgeg. am 15. Mai. — Verbot der Einfuhr fremdländiſcher zſterreichiſchen Statthalterei, bis Ende März. (Amtsbl. An 39.) 
Silbermünzen in die Türkei. H. M. Z. 15.817. 5. Mai. — Ermächtigung Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und 
franzöſiſcher Poſtämter zum telegraphiſchen Poſtanweiſungsverkehre. H. M. Domänendirection Görz, bis Mitte März. (Amtsbl. Nr. 39.) 
3. 16.212. 5. Mai. — Einführung des Socal-Telegraphentarifes zwiſchen Brünn Vier Bezirkscommiſſärsſtellen und vier Statthalterei⸗Coneipiſtenſtellen 


im Status der politiſchen Verwaltung für Böhmen. (Amtsbl. Nr. 39.) 
Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und 
Domänendirection in Gmunden, bis 10. April. (Amtsbl. Nr. 40.) 
Forſttechnikersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe im italieniſchen Landes⸗ 
. 41) Statthalterei für Tirol und Vorarlberg, bis 5. März. (Amtsbl. 
r. 41. 
Bezirksthierarztenſtelle mit dem Amtsſitze in St. Veit in Kärnten in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Mitte März. (Amtsbl. Nr. 41.) 


und Königsfeld. H. M. Z. 5536. 5. Mai. — Ermächtigung des königl. unga⸗ 
riſchen Aerarialpoſtamtes in Agram⸗Oberſtadt (Zagrab⸗Felſövaros) zur Annahme 
von Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. 
H. M. 8. 16.620. 7. Mai. — Einfuhr von geiſtigen Getränken nach den ſchwei⸗ 
zeriſchen Cantonen Bern und Luzern. H. M. Z. 16.342. 6. Mai. 

Nr. 54. Ausgeg. am 17. Mai. — Siſtirung des Verkehres von Poſt⸗ 
packeten (Colis postaux) mit Sardinien und Sicilien. H. M. Z. 17.762. 14. Mai. 
— Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Er⸗ 
gänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 14.171. 2. Mai. — Einführung der 
Auszahlungsbeſtätigungen zu Poſtanweiſungen im Verkehre mit dem Occupations⸗ 
gebiete und mit den k. k. Poſtämtern in Adrianopel, Alexandrien, Beirut, Con⸗ 
ſtantinopel, Philippopel, Salonich und Smyrna. H. M. Z. 16.575. 10. Mai. 

(Fortſetzung folgt.) 


Neuigkeiten 
der Manz'schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- Buchhandlung, 
Wien. I., Kohlmarkt 7. 
Lehrbuch 
der 


National- Oekonomie. 


g 11875 Per o 8 1 9 5 3. umgearbeitete Auflage. 
Seine Majeſtät haben den Titulargeſandten Franz Grafen Deym zum Non 


außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am kön. bayerif 8 E 
un e el chtig 0 iger Dr. Lorenz Ritter von Stein. 


Hofe ernannt. . 0 
Seine Majeſtät haben den geheimen Rath Felix Freiherrn Pino von 30 Bogen gr. 8. Preis 5 fl., elegant in Halbfranz gebunden 6 fi. 
Friedenthal ale Landespräſidenten in dem Herzogthume Bukowina ernannt. Es freut uns sehr, nachdem die im Verlage der Wilhelm 
Seine Majeſtät haben dem Hofrathe des oberſten Rechnungshofes für die Her- 5 : 17518. 2 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder Karl Ritter von Zwölf den Bupweiller soon rk elle — — inne Bar 
erschienene vorhergehende Auflage längere Zeit am Büchermarkte 
gefehlt hat, diese 3. umgearbeitete Auflage den zahlreichen Ver- 


Titel und Charakter eines Sectionschefs verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Handelsminiſterium Dr. 

ehrern des hervorragenden Gelehrten nunmehr vollendet vorlegen 

zu können. 


Adalbert Hofmann den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Handelsminiſterium Ludwig 
Wrba tarfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretären im Handelsminiſterium 
Dr. Anton Ritter von Hoffmann und Joſeph An der Lan von Hochbrunn 
den Titel und Charakter von Sectionsräthen taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe Alois Huffski in Lemberg 
anläßlich defſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die bei der k. k. ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion in 
Wien erledigte Hofſeeretärsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Hofſecretärs 
bekleideten Viceſeeretär Dr. Johann Winkler verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Bolizeicommiffär der Trieſter Polizeidirection 
Chriſtoph Buſich den Titel und Charakter eines Polizei⸗Obercommiſſärs 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur bei der Statthalterei in Linz 
Alois Taut den Titel und Charakter eines Oberingenieurs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe bei der Statthalterei in 
Innsbruck Dr. Joſeph Schmidt zu Wellenburg den Titel und Charakter 
eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Hermann Krug in Belize zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Cbreichsdorf Franz 
Haſenlechner das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Concipiſten der Trieſter Polizeidirection Guſtav Winkler zum Polizeicommiſſär 
ernannt. 

Der Reichs⸗Finanzminiſter hat den Miniſterial⸗Conceptsadjuncten Dr. 
Ladislaus Szalay zum Miniſterialconcipiſten im Reichs⸗Finanzminiſterium 
ernannt. 


Commentar 


zum österreichischen allgemeinen 


bürgerlichen Gesetzbuche 


von weiland 
Dr. Moriz von Stubenrauch. 
Fünfte Auflage. Nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung und der Literatur neu bearbeitet von 
Dr. Max Schuster und Dr. Karl Schreiber. 
Band 1. XII und 886 Seiten. gr. 8. 

Preis broschirt 6 fl., elegant in Halbfranz gebunden 7 fl. 

Gleichzeitig theilen wir mit, dass Band II bereits ebenfalls 
so weit in der Neubearbeitung vorgeschritten ist, dass noch im 
Frühjahre das Ganze (2 Bände 12 fl., gebunden 14 fl.) fertig 
vorliegen wird. 


Manz’sche Taschen-Ausgabe der Gesetze. Band I. 


Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch 
für das Kaiserihum Oesterreich 


sammt allen dasselbe ergänzenden und erläuternden 


Der Finanzminifter hat für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in Gesetzen und Verordnungen 
Prag ernannt: den Steuer⸗Oberinſpector Joſeph Nowotnh und den Finanz⸗ und den 
commiſſär Dr. Camillo Formanek zu Finanzſecretären, dann die Finanz: grundsätzlichen Entscheidungen des k. k. obersten Gerichtshofes. 
commiſſäre Rudolph Schwarz, Mathias Hronek, Wenzel Zumann und Franz Zwölf te, vermehrte und ergänzte Auflage. 


Weiſſer zu Finanz⸗Obercommiſſären. 
8 Der Finanzminiſter hat den Liquidator Karl Bobies zum Controlor der. 
taatsſchuldencaſſe ernannt. 1 : 15 R „Zei F 
Der Finanzminiſter hat den Controlor des Landes⸗Zahlamtes in Salzburg DR 9 lezn für die P. 7. ane e on 1 1 
Victorin Horeziczka zum Controlor der Finanz⸗Landescaſſe in Innsbruck den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes a eilage: 


ernannt. | Bogen 38 der Erkeuntniſſe 1886. 
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